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Schuldnerberatung befasst sich mit mo
netären Schwierigkeiten in Privathaushal-
ten, dort speziell mit Schulden, die von den 
SchuldnerInnen nicht mehr vertragsgemäß 
zurückgeführt werden können. Die Ein-
leitung und Durchführung von Entschul-
dungsprozessen, die Vermittlung von Bil-
dungsinhalten mit dem Ziel der Erhöhung 
der wirtschaftlichen Eigenkompetenz und 
das Eingehen auf schuldenbegleitende, 
nicht-monetäre Problemlagen bilden da-
bei den Gegenstandsbereich der Schuld-
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nerberatung. Es handelt sich folglich bei 
der Schuldnerberatung um eine soziale 
Beratung (vergleiche dazu: Praxishand-
buch Schuldnerberatung). Den Anspruch, 
eine soziale Schuldnerberatung zu ge-
währleisten, gilt es insbesondere vor dem 
Hintergrund eines Beratungsbereiches, der  
stark von rechtlichen Normen geprägt ist, 
aufrecht zu erhalten.  

Die Beratungsstelle der Resohilfe hat sich 
im September 2017 mit der Neuanstel-

lung einer Schuldnerberaterin erweitert.  
Es waren insgesamt drei Schuldnerbera
terInnen, zwei Verwaltungsmitarbeiterin
nen und eine türkischsprachige Mitarbei-
terin tätig. Alle drei SchuldnerberaterInnen  
sowie eine der Verwaltungsmitarbeiterin
nen verfügen über die Zusatzqualifikation 
„Schuldner- / InsolvenzberaterIn“. 

2017 wurde ein weiteres Büro im Erdge
schoss der Kapitelstraße eingerichtet, das  
barrierefrei zu erreichen ist. Ende des Jahres  
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führten wir zu unserer Offenen Sprechzeit 
mittwochs von 08.30 bis 12.00 Uhr eine 
weitere Offene Sprechzeit – donnerstags 
von 14.00 bis 17.00 Uhr – ein.

Die Schuldner- / Insolvenzberatung des 
Rechtsfürsorge e.V. war im Jahr 2017 er-
neut in folgenden Bereichen tätig:

  �im Bereich der allgemeinen Schuldner-
beratung, die aus kommunalen Mitteln 
der Stadt Lübeck finanziert wird

  �im Bereich der Präventionsarbeit und 
der Verbraucherinsolvenzberatung, 
finanziert durch Mittel des Sozial
ministeriums

  �im Bereich der Schuldnerberatung in 
der JVA Lübeck, finanziert durch Mittel 
des Justizministeriums

Ein statistischer Überblick über die Ent-
wicklung von Verschuldung und Einkom-
mensverhältnissen zeigt die Herausforde-
rungen der Schuldnerberatung.

BERATUNGSLEISTUNGEN IN 
DER OFFENEN SCHULDNERBERATUNG 
10,04 % der BundesbürgerInnen (10,94 % 
der Schleswig-Holsteiner) waren in 2017 
trotz konjunkturell weiter günstiger Ent-

wicklung überschuldet. In Lübeck veränder
te sich die Quote geringfügig von 15,59 % 
in 2014 über 15,26 % in 2015 auf 15,29 % 
in 2016 und auf 15,04 % in 2017.

Von Überschuldung sprechen wir, wenn 
SchuldnerInnen die fälligen Zahlungsver-
pflichtungen in absehbarer Zeit nicht be-
gleichen können und eigenes Vermögen 
zur Begleichung der Schulden nicht zur 
Verfügung steht.

Die Beratung in Zahlen:
  �671 Ratsuchende betreuten wir in 2017,  

davon 309 Frauen und 362 Männer, 
469 Kinder waren betroffen

  �40 Jahre (wie auch in 2015 und in 
2016) betrug das durchschnittliche 
Lebensalter unserer KlientInnen

  �22 % waren verheiratet, 18 % waren 
geschieden, 52 % waren ledig

  �50 % unserer KlientInnen hatten keine 
Berufsausbildung

  �675 € Altersrente durchschnittlich be-
zogen die RentnerInnen unter unseren 
KlientInnen monatlich, die durch
schnittliche Erwerbsunfähigkeitsrente 
betrug 570 € monatlich

  �38 % der Ratsuchenden bezogen staat
liche Transferleistungen (ohne Kindergeld)

  �33 % Anteil (wie auch in 2016) hatte 
die Verschuldungsursache Arbeitslosig-
keit, in 15 % der Fälle war dauerhaftes 
Niedrigeinkommen die Ursache

  ���in 11 % der Fälle wurde Überschul-
dung durch Trennung und Scheidung 
verursacht

  ���29 % der Schulden entstammten aus 
Raten- oder Dispositionskrediten

  �in 393 Fällen gab es Energieschulden 
mit einer durchschnittlichen Forde-
rungssumme von 809 €

  �64 % der Ratsuchenden führten ein 
Pfändungsschutzkonto

  �501 Gespräche führten wir während 
unserer Offenen Sprechstunden  
mittwochs von 08.30 bis 12.00 Uhr und 
donnerstags von 14.00 bis 17.00 Uhr

  �während der Offenen Sprechstunde  
für türkischsprechende BürgerInnen  
mittwochs von 14:00 bis 16.00 Uhr 
kamen 112 Gespräche zustande, also 
durchschnittlich drei Gespräche pro 
Nachmittag

  �217 Fälle konnten wir abschließen
  �101 Anträge auf Eröffnung eines  

Verbraucherinsolvenzverfahrens  
wurden erstellt

  �187 Gespräche führten wir mit  
56 türkischsprachigen Ratsuchenden
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2017 betrug die statistisch erfasste durch-
schnittliche Wartezeit fünf Wochen vom 
Erstkontakt bis zum Beratungsbeginn. In 
der Beratungspraxis aber werden die Fälle 
individuell bewertet und KlientInnen, bei 
denen akuter Handlungsbedarf besteht, 
sofort beraten. Eine Warteliste gab es in 
2017 nicht. Jeder Ratsuchende erhielt in-
nerhalb von vier bis sieben Wochen einen 
Termin, an welchem wir die Beratungs
tätigkeit begannen. Jede / r KlientIn konnte 
außerdem die wöchentlichen offenen 
Sprechzeiten nutzen, wenn es Probleme 
oder Informationsbedarf gab.

Eine Entspannung für die Lage der Schuld-
nerInnen bedeutete ab Juni 2016 die Ein-
führung des Basiskontos in die Gesetz
gebung. Viele Überschuldete hatten kei-
nen Zugang zu einem eigenen Girokonto 
oder waren wegen eines Dispokredites 
nicht in der Lage, über ihr Konto im ge- 
botenen Umfang weiter zu verfügen. Lehn- 
ten vorher Kreditinstitute die Einrich- 
tung eines neuen Kontos mit der Begrün
dung ab, es gäbe ja noch ein Konto, 
mussten die Betroffenen hohe Gebühren 
für Barüberweisungen zahlen und hatten 
große Schwierigkeiten, über Gehalt oder 
Sozialleistungen weiter zu verfügen und 

am normalen Wirtschaftsleben teilzuneh-
men, weil z. B. die kontoführende Bank 
beim Eintritt von Zahlungsschwierigkeiten 
den Dispokredit kündigte. Dies änderte 
sich mit der Einführung des gesetzlichen 
Anspruchs auf ein Basiskonto. Versuchten 
KontoinhaberInnen in der Vergangenheit, 
ihr überzogenes Konto zu kündigen, wur-
de dies gesetzeswidrig von dem konto
führenden Institut meist abgelehnt. Jetzt 
reicht bereits die Vorlage der Kündigungs
kopie bei einer neuen Bank, damit diese 
ein Basiskonto eröffnen muss. Die Schuld-
nerInnen erreichen damit unter anderem 
eine bessere Verhandlungsposition bei 
Verhandlungen über die Forderungen ih-
rer bisherigen Bank.

Auch das Instrument des Pfändungs-
schutzkontos trägt weiter zur Entspan-
nung der Lage bei. Es wird den Betrof-
fenen viel psychischer Druck und Angst 
genommen, weil es damit möglich ist, 
problemlos über pfändungsfreies Einkom-
men zu verfügen. Auch in 2017 haben 
wir eine Vielzahl von dafür notwendigen 
Bescheinigungen ausgestellt.  

Unterstützend für die Lösung der Pro-
bleme unserer KlientInnen hat sich auch 

die konstruktive Zusammenarbeit mit der 
Possehl-Stiftung dargestellt, die ein großer 
Segen für die Betroffenen und Aushän
geschild der Lübecker Bürgergesellschaft 
ist. In 2017 wurde die Laufzeit des von  
der Stiftung geförderten Projektes „Knappe  
Kasse – Clever haushalten“ wieder ver-
längert, mit dem alle nach § 305 InsO 
anerkannten Schuldnerberatungsstellen in  
Lübeck zusammenarbeiten. Diese Zusam-
menarbeit ist beiderseitig intensiv und  
hilfreich im Umgang mit und als Hilfe für 
die KlientInnen. 

INTERKULTURELLER ANSATZ  
IN DER SCHULDNERBERATUNG
Die türkischen MitbürgerInnen bilden auch  
in Lübeck die größte Gruppe der nicht-
deutschen Staatsangehörigen. Viele von 
ihnen, aber auch eingebürgerte TürkIn
nen, sind der deutschen Sprache nur in 
rudimentärem Umfang mächtig. Überpro-
portional viele Menschen mit Migrations-
hintergrund sind arbeitslos oder lediglich 
im Niedriglohnsektor beschäftigt. Zudem 
stellten wir fest, dass eine kleine, je
doch von Jahr zu Jahr größer werdende 
Gruppe der türkischen MitbürgerInnen, 
sich wegen standesgemäßer Hochzeiten 
und den damit verbundenden, durch kul
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turelle Vorgaben verursachten Ausgaben 
mit Beträgen im fünfstelligen Bereich ver-
schuldete. 

Für unsere türkischen MitbürgerInnen 
scheint die Drohung mit Schufa-Einträgen 
von schwerwiegender Bedeutung zu sein. 
Sie sind auch überproportional häufig von  
Vertragsfallen, Versandhausbestellungen 
und Darlehensvergaben mit betrügerisch
em Hintergrund betroffen. Die Unkenntnis 
der deutschen Rechtsvorschriften, der Ver-
tragsbindungen und der (eingeschränk-
ten) Vollstreckungsmöglichkeiten ist bei 
türkischsprachigen KlientInnen sehr aus-
geprägt.

Integrationsdefizite, die zu einem erhöh-
ten Armutsrisiko führen, verhindern nach 
wie vor die gleichberechtigte gesellschaft-
liche Teilhabe der Menschen mit Migra
tionshintergrund. 

Wir zeigen Wege aus der Verschuldung 
und geben übersetzte Informationsbro-
schüren in der Beratung aus. Diese In-
formationen sind für MigrantInnen von 
großer Bedeutung, da viele aus Län-
dern kommen, in denen der Begriff der 
„Schuldnerberatung“ nicht existiert. 

Aufgrund ihrer Herkunft und ihres kultu
rellen Hintergrundes haben viele auslän-
dische MitbürgerInnen Probleme, sich in 
ihrer Situation an eine Beratungsstelle zu 
wenden und das Angebot der Schuldner-
beratung in Anspruch zu nehmen. Von 
Fall zu Fall arbeiten wir mit Sprachmitt-
lerInnen für arabisch-, polnisch- und rus-
sischsprachige Ratsuchende zusammen. 
Unser Schwerpunkt liegt im türkischen 
Sprachbereich.

Als Sprachmittlerin und Unterstützerin 
für die Belange der türkischsprachigen 
Ratsuchenden steht unsere Kollegin Bey-
han Demir zur Verfügung. Mittwochs 
von 14.00 bis 16.00 Uhr bieten wir eine  
Offene Sprechstunde in türkischer Sprache 
ohne vorherige Terminvereinbarung an. 

BERATUNGSLEISTUNGEN IN DER  
JUSTIZVOLLZUGSANSTALT LÜBECK

1. STRUKTUR DER BERATUNGSSTELLE
Die Schuldnerberatung in der JVA Lübeck 
wird durch den Rechtsfürsorge e.V. an
geboten. Der Stundenumfang, in dem die 
Schuldnerberatung in der JVA angeboten 
wird, beläuft sich auf wöchentlich ca. 16 
Stunden. Während dieser Zeit sind vom 
Schuldnerberater auch Verwaltungstätig-
keiten im geringen Umfang zu erledigen. 
Das Büro der Schuldnerberatung befindet 
sich in der JVA Lübeck und man teilt es 
sich mit der Sozialberatung sowie der pol-
nisch- und russischsprachigen Beratung 
in der JVA Lübeck, die ebenfalls von  
dem Rechtsfürsorge e.V. angeboten wird.  
Dabei kommt es aber zu keinerlei Über-
schneidungen, da das Büro an unterschied
lichen Tagen genutzt wird. Das Büro ist  
vollständig ausgestattet und der Schuld-
nerberater verfügt über einen Laptop, der 
in der ganzen Anstalt verwendet werden 
darf. Dabei besteht über eine Remote
desktopverbindung Zugriff auf den Server 
der Schuldnerberatung der Resohilfe, auf 
dem das Programm CAWIN installiert ist. 
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Schuldnerberatung in den Justizvollzugs-
anstalten des Landes SH wurde für die 
Jahre 2016 / 2017 erneut durch die Gebäu-
demanagement Schleswig-Holstein AöR  
für das Ministerium für Justiz, Gleichstel
lung und Integration des Landes Schles-
wig-Holstein ausgeschrieben. Die Bieter
gemeinschaft, bestehend aus der Diako
nisches Werk Altholstein GmbH, dem 
Rechtsfürsorge e.V., dem Diakonischen 
Werk Schleswig-Flensburg und dem Licht-
blick Kiel e.V., hat wiederum den Zuschlag  
erhalten. Die Diakonisches Werk Althol-
stein GmbH war hierbei als geschäfts-
führender Träger der Bietergemeinschaft 
tätig. Die Schuldnerberatung für die JVA  
Neumünster und Itzehoe sowie die Ju-
gendanstalt Schleswig wird durch die 
Schuldnerberatung der Diakonisches Werk 
Altholstein GmbH ausgeführt. 

Die JVA Lübeck verfügt über insgesamt 
573 Haftplätze. Davon 489 für Männer 
und 84 für Frauen. Der offene Vollzug 
umfasst 49 Plätze. Die Verweildauer der 
einzelnen KlientInnen ist unterschiedlich. 
So kommt es vor, dass in Lübeck Klient
Innen beraten werden, die nur sehr kurz 
in Haft sind, andere befinden sich bereits 
seit mehreren Jahren in Haft.

In der JVA Lübeck waren im Berichtszeit-
raum 840 Arbeitsstunden abzuleisten. Da-
zu wird an durchschnittlich drei Tagen in  
der Woche eine Beratung in der JVA an-
geboten. Die Beratung findet auf Antrag  
oder Absprache statt. Den Anträgen kann 
in der Regel innerhalb eines durchschnitt-
lichen Zeitraumes von drei Wochen ent-
sprochen werden. 

2. BERATUNGSINHALTE 
Wie in den Jahren zuvor, wurde auch 2017 
das Stundenkontingent wieder vollständig 
ausgenutzt. Die Anzahl der Beratungsge
spräche und die Anzahl der beratenen 
Personen sind etwa gleich geblieben.

Zur Wartezeit lassen sich für 2017 auch 
keine einheitlichen Angaben machen, da 
diese aufgrund der räumlichen Gegeben
heiten in den einzelnen Hafthäusern un
terschiedlich sind. So beträgt die Warte
zeit im G-Haus bis zu vier Wochen (in 
Ausnahmefällen auch länger), während es 
in den anderen Häusern durchaus schnel-
ler geht und eine Wartezeit zwischen zwei 
und drei Wochen üblich ist. Urlaubszeiten 
oder Feiertage haben natürlich auch Ein-
fluss auf die Wartezeiten, da in der JVA 
Lübeck nur ein Berater tätig ist.

Die Schuldnerberatung in der JVA Lübeck 
stellt sich in Zahlen folgendermaßen dar: 

Im Zeitraum vom 01.01.2017 bis zum 
31.12.2017 fanden insgesamt 490 Bera-
tungsgespräche mit 142 männlichen und 
29 weiblichen KlientInnen statt. 

Die meisten Beratungsgespräche fanden 
im allgemeinen geschlossenen Vollzug 
statt, gefolgt von der Sozialtherapie, der 
U-Haft und dem offenem Vollzug. Au-
ßerdem fanden auch Gespräche in der 
Sicherheitsabteilung statt. Alle Gespräche 
wurden nach Bedarf oder persönlicher 
Terminabsprache abgehalten und waren 

Beratungsgespräche

G Haus 115

D Haus 98

E Haus 76

Sozialtherapie 79

Frauenvollzug 97

Offener Vollzug 23

Sicherheitsabteilung 2
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keinerlei Einschränkungen unterworfen. 
Genaue Zahlen für die Gespräche mit 
Untersuchungshäftlingen sind immer et-
was schwieriger darstellbar, da es oft
mals zu Überschneidungen kommt, wenn 
jemand beispielsweise wegen einer neu-
en Straftat in Untersuchungshaft genom-
men wird, aber gleichzeitig eine Haft-
strafe wegen eines ebenfalls erfolgten 
Bewährungswiderrufs antreten muss.

Auch im Frauenvollzug finden die Ge-
spräche nach Bedarf oder persönlicher 
Terminabsprache statt.  

Die gesamte Anzahl von KlientInnen, die 
2017 an andere Stellen weitervermittelt 
werden konnten, beträgt 29. Diese Zahl 
entspricht in etwa dem Vorjahresniveau. 
Auch die Anzahl der Kurzberatungen be
wegt sich wiederum im Bereich von 2016. 
In der Zahl der Kurzberatungen und auch 
in der Gesamtzahl der Beratungsgesprä
che sind natürlich nicht die unzähligen 
„Beratungen“ erfasst, die beim Vorbei
gehen auf dem Gelände der Anstalt statt-
finden. Erstaunlicherweise kann bei sol-
chen Aufeinandertreffen manchmal so viel 
geklärt werden, dass auf ein weiteres Ge-
spräch verzichtet werden kann. Die Zahl 

nen des Allgemeinen Vollzugsdienstes und 
den anderen in der JVA tätigen Personen 
klappte auch 2017 wieder problemlos 
und es ist anzumerken, dass die Arbeit 
durch dieses gute Verhältnis erheblich 
erleichter wird. Besonders hervorzuheben 
sind hier die Bereiche Küche und Wäsche-
rei, denn es ist dort oftmals möglich, mit 
Inhaftierten während deren Arbeitzeit zu 
sprechen und dadurch ist dann außer-
halb der Arbeitszeiten mehr Zeit für die 
KlientInnen, die in ihren Betrieben unab-
kömmlich sind.

Die Schuldnerberatung in der JVA unter-
scheidet sich in einigen Punkten erheb-
lich von einer Schuldnerberatung außer-
halb der JVA. Durch die eingeschränkten 
Kommunikationsmöglichkeiten in der JVA 
übernimmt der Schuldnerberater auch Auf
gaben, die außerhalb in der Regel von  
den KlientInnen selbst erledigt werden. Des 
Weiteren ist die Art der Verschuldung bei  
Inhaftierten häufig eine andere als außer
halb, denn Forderungen aus deliktischen 
Handlungen und Gerichtskosten sind we-
sentlich häufiger anzutreffen. Die Heran-
gehensweise bei der Erfassung der Ge-
samtverschuldung und bei der anschlie-
ßende Regulierung ist zwar grundsätzlich 

der Insolvenzen ist 2017 in etwa gleich-
geblieben. Dies entspricht dem allgemei-
nen Trend. Auch dieses Jahr befinden sich 
noch etliche Insolvenzen in der Bearbei-
tung, die erst dieses Jahr zum Abschluss 
gebracht werden können. Zumindest was 
Insolvenzen in der JVA Lübeck betrifft, ist 
die Bearbeitungsdauer der einzelnen Vor-
gänge erheblich gestiegen, was auf die 
Komplexität der einzelnen Fälle zurück-
zuführen ist. Man muss in den nächsten 
Jahren beobachten, ob es sich dabei um 
eine statistische Ausnahme handelt oder 
ob dies zur Regel wird. 

Die Zahl der abgeschlossenen Beratungs-
fälle betrug 105 und schlüsselt sich wie 
folgt auf:

Die Zusammenarbeit mit den jeweiligen 
AbteilungsleiterInnen, den MitarbeiterIn

Abgeschlossene Beratungsfälle

Weitervermittlungen 29

Insolvenzen 11

Kurzberatungen 42

Vergleiche 5

Sonstiges (z. B. Abbruch) 18
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gleich, aber schon die erwähnte Art der 
Verschuldung und die Geltung anderer, 
nicht durch die Zivilprozessordnung ge-
regelter Aspekte (z. B. Pfändungsfreigren-
zen) erfordert, gerade wenn es nicht um 
ein Insolvenzverfahren geht, auch eine 
andere Arbeitsweise. Aufgrund fehlender 
Unterlagen und oftmals unklarer Verhält-
nisse, was zu zahlenden Unterhalt oder 
Unterhaltsschulden betrifft, hat sich für 
die Schuldnerberatung in der JVA Lübeck 
gezeigt, dass es durchschnittlich länger 
dauert, bis ein Fall abgeschlossen werden 
kann. Dies dürfte einer der Gründe sein, 

warum die Komplexität der bearbeiteten 
Fälle erheblich zugenommen hat. 
    
Die Stiftung Straffälligenhilfe Schleswig-
Holstein gewährt unter anderem Entschul
dungsdarlehen. Dies stellt eine Möglichkeit 
der Entschuldung dar, die in bestimmten 
Fällen anderen Arten der Entschuldung 
vorzuziehen ist. 

Nach der Haftentlassung ist eine Fortfüh-
rung der Schuldnerberatung außerhalb 
der Haft durch die Schuldnerberatungs-
stelle der Resohilfe nahtlos möglich. Die-
ses Angebot wird oft von den KlientInnen 
genutzt.

Der Schuldnerberater ist eingebunden 
in das Team des Rechtsfürsorge e.V. Die 
Teamsitzungen finden wöchentlich in der 
Schuldnerberatungsstelle und in monat
lichen Abständen mit allen Resohilfe-Mit-
arbeiterInnen statt. 

Als Aspekt der landesweiten Vernetzungs-
arbeit kann die Teilnahme und Mitarbeit 
am Arbeitskreis der in den Justizvollzugs-
anstalten tätigen SchuldnerberaterInnen 
angesehen werden. Dieser wird koordi-
niert vom Schleswig-Holsteinischen Ver-

band für Soziale Strafrechtspflege und fin-
det vier Mal jährlich statt. Darüber hinaus 
findet eine Vernetzung im Rahmen des 
Arbeitskreises der Lübecker Schuldnerbe-
ratungsstellen statt.

3. KOOPERATIONEN 
Alle Schuldnerberatungsstellen in den Jus
tizvollzugsanstalten des Landes Schleswig-
Holstein arbeiten im Sinne der Beratenen 
mit besonderen dafür zuständigen Fach-
beratungsdiensten sowie mit anderen Be-
hörden und Institutionen, den Abteilungs-
leiterInnen der Justizvollzugsanstalten, den 
Gerichten, dem allgemeinen Sozialdienst, 
mit den innerhalb der Justizvollzugsan-
stalten vorhanden Hilfsorganisationen und 
dem Schleswig-Holsteinischen Verband für  
soziale Strafrechtspflege, Straffälligen- und  
Opferhilfe e.V. zusammen und sind über die 
Koordinierungsstelle Schuldnerberatung in 
Schleswig-Holstein mit allen anerkannten 
Schuldnerberatungsstellen im Land vernetzt.

4. FORTBILDUNGEN / FACHTAGUNGEN
Die BeraterInnen nehmen an Fortbildun
gen des Diakonischen Werkes sowie an 
Sitzungen und Fachtagungen der Straf
fälligenhilfe bzw. von dort organisierten 
Treffen der in den Justizvollzugsanstalten 



39SCHULDNER- UND INSOLVENZBERATUNG

des Landes tätigen SchuldnerberaterInnen 
teil. Darüber hinaus hat Dirk Rewohl im 
Jahr 2017 mehrere Fortbildungen absol-
viert, die unterschiedliche Themengebiete 
der Schuldnerberatung zum Inhalt hatten. 

5. SCHULDNERBERATUNG IM KONTEXT 
DES RESOZIALISIERUNGS-KONZEPTS 
Für die Beratung im Justizvollzug gelten 
die gemeinsam durch den Landesarbeits-
kreis Schuldnerberatung in den Justizvoll-
zugsanstalten Schleswig-Holsteins ver- 
abschiedeten Standards. Inhaftierte Men-
schen sind weit überdurchschnittlich 
überschuldet. Viele Schulden sind häufig 
schon vor der Straftat vorhanden und  
nicht selten der Auslöser für kriminelles 
Verhalten. Außerdem entstehen auf Grund  
von begangenen Straftaten häufig neue 
Geldforderungen in Form von Schadens
ersatz- und Schmerzensgeldforderungen 
sowie Gerichtskosten (70 % der Betroffe
nen sind mit Forderungen aus Straftaten 
konfrontiert). Die gemeinsam mit den Kli
entInnen im Kontext Strafvollzug in Hin
blick auf die Resozialisierung und Präv
ention vor Straftaten entwickelten Sanie-
rungsstrategien berücksichtigen einerseits 
die Interessen der SchuldnerInnen und an-
dererseits die der GläubigerInnen, insbe-

sondere der Opfer von Straftaten. Durch 
die Regulierung besonders dieser Forde-
rungen setzen sich die SchuldnerInnen 
mit ihren Taten auseinander. Rückfälle aus 
Gründen der Überschuldung werden so 
vermeidbar.

Langfristig wollen wir mit unserer Bera-
tungstätigkeit eine Grundlage für die Le-
bens- und Haushaltsplanung legen, wel-
che zu einem erfolgreichen Ausstieg aus 
der Straffälligkeit und zur Entwicklung 
von redlichen Lebensperspektiven befä-
higt. Die inhaftierten KlientInnen werden 
darin unterstützt, für ihre als scheinbar 
aussichtslos erlebten Realitäten Lösungs-
wege zu entwickeln, Entscheidungen für 
die Zukunft zu treffen und dabei abzu-
schätzen, wie sich das eigene Handeln 
auf ihr gesamtes Lebensumfeld auswirkt: 
auf Geschädigte, Eltern, Familie, Freunde, 
Ausbildungsträger etc. Leider besteht hier  
aufgrund der hohen Fallzahl nach wie 
vor das Problem, dass der psychosozi-
ale Hintergrund der Verschuldung nicht 
so intensiv bearbeitet werden kann, wie 
es die Umstände erforderten. Das ist be
dauerlich, da die Reflexion dieser Aspekte 
sicherlich notwendig im Sinne einer ge
lungenen Prävention wäre. 

Alle inhaftierten Ratsuchenden werden be
raten in Bezug auf:

  ���Überwindung der finanziellen  
Notsituation und der mit der Ver- bzw. 
Überschuldung einhergehenden so
zialen und psychosozialen Probleme

  ���Verhinderung von weiterer bzw.  
höherer Überschuldung

  ���Förderung von Eigenverantwortlichkeit
  ���Förderung finanzieller Kompetenzen
  ���Vermeidung bzw. Überwindung von 

Hilfebedürftigkeit nach dem Prinzip 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ unter Berück
sichtigung der vorhandenen kognitiven 
und psychosozialen Möglichkeiten

  ���Entwicklung von Sanierungsstrategien 
unter Berücksichtigung einerseits der 
Interessen der inhaftierten Ratsuchen-
den und andererseits der Interessen der 
Gläubiger, insbesondere der Opfer von 
Straftaten

  ���Unterstützung der Resozialisierungs-
bemühungen des Schleswig-Holstei-
nischen Justizvollzugs im Interesse der 
Verhinderung von neuen Straftaten 
durch die KlientInnen
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KOOPERATION UND GREMIENARBEIT
Die Koordinierungsstelle SCHULDNERBE-
RATUNG in Schleswig-Holstein arbeitet  
im Auftrag des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren 
des Landes Schleswig-Holstein (MSGFJS) 
trägerübergreifend für alle nach § 305 In-
solvenzordnung (InsO) anerkannten und 
vom MSGFJS geförderten Schuldner- und 
Verbraucherinsolvenzberatungsstellen in 
Schleswig-Holstein. Hier werden Fort- und 
Weiterbildungen, Seminare und Arbeits-
kreise angeboten.  

Die MitarbeiterInnen unserer Beratungs-
stelle nehmen regelmäßig teil 

  ����am Arbeitskreis  
Schuldnerberatung

  ���am Arbeitskreis Verwaltung  
in der Schuldnerberatung

  ���am Praxisforum  
  ���an den Fortbildungen  

zum Thema Recht
  ���an der AG Prävention
  ���an der AG Qualität

und haben in diesen KollegInnenkreisen 
zusätzlich die Möglichkeit, sich fachlich 
auszutauschen.

Unsere offene Schuldnerberatungsstelle 
arbeitet im Netzwerk 

  ���mit allen Arbeitsbereichen  
des Rechtsfürsorge e.V.

  �mit dem Possehl-Projekt  
„Knappe Kasse – Clever Haushalten“

  ���mit den vier gemäß § 305 InsO  
anerkannten Schuldnerberatungsstellen 
in Lübeck (hier treffen sich die Schuld-
nerberaterInnen und auch die Verwal-
tungskräfte regelmäßig zum Austausch)

  �im Qualitätszirkel der Schuldnerbera-
tungsstellen in Lübeck und Ostholstein

sowie mit verschiedenen sozialen Bera-
tungsstellen in Lübeck, z. B. Die Brücke, 
Sprungtuch e.V., Autonomes Frauenhaus, 
Caritas e.V., Vorwerker Diakonie, Arbeits-
kreis Phoenix, AWO und Bewährungshil
fe. Unser Schuldnerberater in der JVA Lü
beck nimmt regelmäßig teil am Arbeits
kreis Schuldnerberatung in den JVAen in  
Schleswig-Holstein angeboten vom Schles
wig-Holsteinischen Verband für Soziale 
Strafrechtspflege in Kiel.

Zu unserer Netzwerkarbeit gehört auch 
unser jährliches Sommerfest in den Räu-
men des CVJMs, bei dem sich Mitarbei-

SCHULDNER- UND INSOLVENZBERATUNG
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terInnen der Reso und NetzwerkerInnen 
im geselligen Rahmen zum Austausch 
treffen. Auch beim jährlich stattfindenden 
Sommerfest der JVA Lübeck sind der 
Schuldnerberater in der JVA und Mitar
beiterInnen der offenen Schuldnerbera-
tung vertreten.

PRÄVENTION
Präventionsarbeit ist ein Teil der vom Sozi-
alministerium finanzierten Tätigkeiten und 
wurde auch 2017 in zwanzig Veranstal-
tungen mit 368 TeilnehmerInnen durch-
geführt. Dabei wurden verschiedene Ziel-
gruppen, wie SchülerInnen, Berufsschüler
Innen und Erwachsene angesprochen. 

Zum Einsatz bei den SchülerInnen und 
BerufsschülerInnen kam hier wiederum  
das von der Koordinierungsstelle Schuld-
nerberatung in Schleswig-Holstein entwick
elte Spiel: „Ein  x  Eins – Was kostet das 
Leben?“. Hierbei handelt es sich um eine 
Weiterentwicklung des Präventionsspieles 
„Eins  x  Eins – Augen auf im Geldverkehr“.

Die Spielenden erstellen mit Hilfe von Kar-
ten einen Haushaltsplan mit Einnahmen 
und Ausgaben. Während der einzelnen 
Spielphasen gibt es dann vielfältige An-

knüpfungspunkte, um auf Schuldenfallen 
hinzuweisen oder Informationen zum Um
gang mit Schulden weiterzugeben. Es hat 
sich gezeigt, dass der oben erwähnten 
Zielgruppe mit diesem Spiel das Thema 
Schulden am besten zu vermitteln ist.  

Im Bereich der Prävention für Erwachsene 
wurden 2017 wieder Präventionsveran
staltungen in einer Suchthilfeklinik durch-
geführt. Außerdem fanden mehrere Ver-
anstaltungen in einer Tagesklinik für Men-
schen mit psychischen Erkrankungen statt.

AUSBLICK
Die Erweiterung des Personales der 
Schuldnerberatungsstelle ermöglicht eine 
komplexere und zeitintensivere Beratung 
der Ratsuchenden. Nach wie vor stehen 
die Bedürfnisse der Ratsuchenden im 
Mittelpunkt der Beratung. Da die Bera-
tungsfälle immer komplexer werden, bil-
den sich die SchuldnerberaterInnen stän-
dig fort. Auch im nächsten Jahr werden 
mehrere Fortbildungen, auch zum Thema  
„Recht in der Schuldnerberatung“ be-
sucht. Ein ständiger Informationsaustausch 
findet zwischen den o. g. Netzwerkpart
nerInnen statt, der auch im folgenden  
Jahr intensiv fortgesetzt werden wird.

Dies ist für uns als Beratungsstelle mit 
Blick auf die Anforderungen, die sich an 
unsere soziale Schuldnerberatung und die 
Komplexität der Fälle zukünftig richten 
werden, von großer Bedeutung.

In unserer Schuldnerberatungsstelle wer-
den neben einer Personalerweiterung im 
Jahr 2017 in der offenen Beratungsstel-
le die Zahl der Beratungsstunden inner-
halb der JVA Lübeck im Jahr 2018 erhöht. 
Dann wird ein Schuldnerberater überwie-
gend in der Justizvollzugsanstalt tätig sein. 
Dies geschieht dort dank guter und er-
folgsreicher Zusammenarbeit mit der JVA 
Lübeck und zur Entlastung sowie effek-
tiver Begleitung der Ratsuchenden. 

Die Zukunft der Sozialen Schuldnerbe-
ratung ist auch davon abhängig, ob der 
Gesetzgeber und die Kostenträger dieses 
wichtige Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit 
weiterhin unterstützen. Den Verbänden 
der Schuldnerberatung fällt weiterhin die 
Aufgabe zu, die Rahmenbedingungen der 
Schuldnerberatung politisch zu sichern 
und Verbesserungen zu erwirken.

SCHULDNER- UND INSOLVENZBERATUNG
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Die Integrierte Sozialberatung (IBS) wird 
vom Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Jugend, Familie und Senioren des Landes 
Schleswig-Holstein (MSGJFS) gefördert. Die 
Träger sind angehalten, Eigenmittel einzu-
bringen.

Die Sozialberatung erfolgt durch aufsu-
chende Arbeit in der Justizvollzugsanstalt 
(JVA) Lübeck sowie Einzelberatung in der 
Beratungsstelle. Das frühzeitige Einset
zen von Entlassungsvorbereitungen bietet 
die beste Rückfallvorbeugung. Gerade die 
Übergangsphase von Haft in die Freiheit 
ist für Inhaftierte kritisch. Im Anschluss an  
die Haft sind die Erwartungen von In
haftierten an ihr Leben in Freiheit hoch. 
In der totalen Institution JVA wurde den 
Inhaftierten der Alltagsablauf vorgegeben. 
Nach Haftentlassung muss diese Verant-
wortung allein bewältigt und müssen die 

in der Haft gefassten Entschlüsse umge-
setzt werden. Die in der Regel geringen 
Arbeitsperspektiven, Niedrigeinkommen 
sowie häufig bestehende Suchtprobleme 
erschweren diese Vorsätze. Bei den Be
troffenen stellen sich in der Folge oft Frus
tration, Ungeduld und Hoffnungslosigkeit 
ein. Die Beratungsarbeit muss sich daher 
auf ein breites Spektrum von Themen rich-
ten und das Thema Motivation als we
sentliches Element berücksichtigen. 

SOZIALBERATUNG IN DER JVA
Die Möglichkeit der Inhaftierten, nach ei-
ner gewissen Haftzeit in die Lockerungs-
regelung zu kommen, ist weiterhin ge-
ring. Dadurch wird vielen Gefangenen die 
Chance genommen, sich „draußen“ zu 
erproben und die nötigen Entlassungsvor-
bereitungen, wie z. B. Wohnungssuche,  
zu treffen. Ausführungen und / oder beglei
tete Ausgänge finden in wenigen Aus-
nahmefällen statt, z. B. bei dringenden 
Vorsprachen im Zusammenhang mit der 
Wohnungs- oder Arbeitssuche. Gründe 
für den Mangel an Lockerungen sind un-
ter anderem Sicherheitsaspekte wie z. B. 
Missbrauchsbefürchtungen in Form von 
Alkohol- und / oder Drogenkonsum und 
Fluchtgefahr. Dabei spielt der Druck der 

Öffentlichkeit eine große Rolle, da eher 
der Sicherheits- als der Resozialisierungs-
aspekt im Vordergrund steht. Ein weiterer 
Grund für die mangelnde Umsetzung von 
Ausführungen und Lockerungen ist der 
Personalmangel auf Seiten der JVA. Ein 
Teil der notwendigen Ausgangsbegleitun
gen wird von ehrenamtlichen HelferInnen 
durchgeführt. Allerdings werden hierbei 
nur die Gefangenen erreicht, die sich be-
reits in ehrenamtlicher Begleitung befin-
den. Der Bedarf liegt bei weitem höher 
und gehört wesentlich zur Resozialisie-
rung dazu. Im Berichtsjahr haben zwei 
begleitete Ausgänge mit der Mitarbeite-
rin der Resohilfe stattgefunden. Diese be-
schriebene Gesamtsituation vor der Ent-
lassung ist sehr erschwerend für die Arbeit 
im Rahmen der Entlassungsvorbereitung. 
Der größte Wunsch der Gefangenen ist 
der nach einer eigenen Wohnung. Ihm 
kann nur selten entsprochen werden. Dies 
hat zur Folge, dass Gefangene als Not
lösung eine Unterkunft in einer betreuten 
Einrichtung in Anspruch nehmen ohne 
diese Unterstützung tatsächlich zu benö-
tigen oder wirklich zu wollen. In anderen 
Fällen bleibt die übergangsweise Unter-
kunft bei Verwandten / Bekannten oder in 
Notunterkünften. 

Kirsten Buck
Dipl. Soz.päd. / Soz.arb.
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Es liegen nicht über alle KlientInnen In
formationen darüber vor, wohin sie ent-
lassen wurden. Gründe sind u. a. Abbruch  
der Beratung von Seiten der KlientInnen 
vor dem konkreten Entlassungstermin oder  
die KlientInnen haben es offen gelassen, 
wohin sie sich nach der Entlassung be-
züglich einer Unterkunft wenden. In der 
unten aufgeführten Tabelle wurden die 
Entlassungsdaten zusammengestellt, die 
im Rahmen der Beratung bekannt waren. 
Zwei KlientInnen sind im Berichtsjahr ver-
storben. 

SOZIALBERATUNG 
IN DER BERATUNGSSTELLE
Neben der aufsuchenden Sozialarbeit in 
der JVA Lübeck werden Beratungsge-
spräche in der Geschäftsstelle des Vereins 
angeboten. Die Termine werden indivi-
duell vereinbart. Bei den Ratsuchenden 
handelt es sich zum Teil um Haftentlas-
sene, die schon während ihrer Haftzeit  
die Sozialberatung des Trägers innerhalb 
der JVA in Anspruch genommen haben, 
BesucherInnen des von Ehrenamtlichen 
organisierten „Reso-Cafés“, ProbandInnen 
der Bewährungshilfe, KlientInnen, die über  
andere Betreute auf das Beratungsange-
bot aufmerksam wurden oder aber auch 

Angehörige von Inhaftierten. Die in der 
Beratung angesprochenen Themen sind 
vielfältig, z. B. sozialrechtliche Fragen, Hil-
fen im Umgang mit Behörden, Vermie-
tern, lebenspraktischen Problemen, Hilfe 
bei Schriftverkehr, Schuldenangelegen-
heiten. 

KOOPERATION MIT ANDEREN 
INSTITUTIONEN/NETZWERKARBEIT
Um den Ratsuchenden ein möglichst lü-
ckenloses Netzwerk zu schaffen, haben 
wir auch dieses Jahr mit unterschiedlichen 
Einrichtungen und Beratungsstellen wie 
Suchtberatung, Träger zur Integration in  
Arbeit, Jobcenter, Wohnungslosenhilfe, Be-
währungshilfe, Schuldnerberatung u.v.m.  
eng zusammengearbeitet. Eine weitere 
Form von Netzwerkarbeit findet in einzel-
nen Arbeitskreisen auf kommunaler und 
Landesebene statt, die mehrmals im Jahr 
tagen. 

ÜBERGANGSMANAGEMENT 
AUF DER FACHEBENE
Seit vielen Jahren wird auf politischer Ebe-
ne das Thema „Übergangsmanagement“ 
diskutiert, welches den Vorgang der Ent-
lassungsvorbereitung – also den Übergang 
von der Haft in die Freiheit – in den je

weiligen Justizvollzugsanstalten optimie- 
ren soll. Gegenwärtig geht es weiterhin 
um die verbindlichere Gestaltung der Ko-
operation mit dem Vollzug, so dass aus 
einer Hand die Entlassungsvorbereitung 
unterstützt und die Nachsorge außerhalb 
des Vollzuges koordiniert werden kann. 

Das Landesprojekt zum Übergangsma-
nagement von der Haft in die Freiheit 
beim MJEVG „Rückfallvermeidung durch 
Koordination und Integration“ hat 2016 
seine Arbeit aufgenommen. Das Projekt 
gliedert sich in eine Lenkungs-, eine Pro-
jekt- und drei Unterarbeitsgruppen. Letz-
tere beschäftigen sich mit den Themen 
„Arbeit und Beschäftigung“, „Wohnen“ 
und „Netzwerke der Nachsorge“. Im Jahr 
2017 sollte / n in einem ersten Schritt ei-
ne „Ist-Analyse“/ Problemanzeigen erstellt  
werden. Daraus resultierend soll es 2018 
um die Erarbeitung von Handlungsemp-
fehlungen gehen. Die Mitarbeiterin der 
Resohilfe ist als Vertreterin der IBS in die 
Projektgruppe und die Arbeitsgruppen 
„Wohnen“ und „Netzwerk der Nach- 
sorge“ intensiv eingebunden. 

INTEGRIERTE SOZIALBERATUNG
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ÜBERGANGSMANAGEMENT 
IM VOLLZUG
Seit vielen Jahren finden in der JVA Lübeck 
regelmäßig Dreier-Gespräche mit dem Ziel  
statt, die Entlassungsvorbereitung zu op-
timieren. An den Gesprächen nehmen 
der / die jeweilige Inhaftierte, die Abtei-
lungsleitung und die IBS-Mitarbeiterin teil. 
In diesen Gesprächen sollen gemeinsam 
Hilfepläne formuliert werden, die einen 
festen Bestandteil einer verbindlicheren 
Entlassungsvorbereitung darstellen und im 
Optimalfall mindestens ein halbes Jahr vor 
der Entlassung stattfinden. Die Gespräche 
finden nur mit Einverständnis der Inhaf-
tierten statt. Im Berichtsjahr kam es in 
der JVA Lübeck zu insgesamt 13 gemein-
samen Gesprächen mit Abteilungsleitung, 
KlientInnen und der IBS-Mitarbeiterin der 
Resohilfe, sowohl im Männer- als auch im 
Frauenvollzug. Bei Bedarf wurde der Ge-
sprächskreis erweitert, indem z. B. die In-
tegrationsbegleitung, die Bewährungshil-
fe oder die Suchtberatung teilnahm. Mit 
einigen KlientInnen haben mehrere Ge-
spräche stattgefunden, wenn der zeitliche 
Rahmen bis zur Entlassung dies zuließ. Es 
ist in der Regel sinnvoll, nach dem ersten 
Dreier-Gespräch noch mindestens ein wei-
teres Gespräch folgen zu lassen, da der  

Hilfeplan oftmals mehrere Handlungsmög
lichkeiten umfasst und sich erst im Laufe 
der Entlassungsvorbereitung ergibt, welche 
Möglichkeiten tatsächlich umsetzbar sind.

2017 nahm die IBS-Mitarbeiterin erstmals 
an Vollzugs- und Eingliederungskonferen
zen der JVA teil. Dies wird von der zu-
ständigen Mitarbeiterin der Resohilfe als 
sehr förderlich für die Entlassungsplanung 
wahrgenommen. Einer Fortführung und 
Ausweitung dieser Konferenzbeteiligung 
zur aktiven Mitgestaltung der Entlassungs
planung wird sehr positiv entgegen ge
sehen.

FORTBILDUNGEN
Im Jahr 2017 nahm die Mitarbeiterin teil 
an folgenden Veranstaltungen:

  �Resohilfe: Fortbildungsveranstaltung 
zum Thema „Kindeswohlgefährdung“

  �BAG-S: „Resozialisierungsanspruch 
und Wiedereingliederungspraxis – Was 
hat die Föderalismusreform straffällig 
gewordenen Menschen gebracht?“

  �Bildung im FoCus:  
„Psychisch krank – was heißt das 
eigentlich?“

*Mehrfachnennung möglich

KlientInnen nach Geschlecht  
und Alter in der JVA

Alter Geschlecht Anzahl

bis 24

männlich 2

weiblich 0

Gesamt 2

von 25 bis 30

männlich 12

weiblich 4

Gesamt 16

von 31 bis 40

männlich 38

weiblich 3

Gesamt 41

von 41 bis 50

männlich 23

weiblich 2

Gesamt 25

ab 51

männlich 18

weiblich 2

Gesamt 20

**�nicht für alle KlientInnen liegen Informationen vor
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Art der Hilfestellung  
in der JVA*

Art der Hilfestellung Anzahl

Klärung sozialrechtlicher 
Ansprüche 54

psychosoziale Hilfen 27

Schuldenregulierung 15

Unterkunft 92

Arbeit 34

Krisenintervention 3

Gesamt KlientInnen  
in der JVA 

Geschlecht Anzahl

männlich 66

weiblich 19

Gesamt 85

Beratungsgespräche  
in der JVA

Geschlecht Anzahl

männlich 216

weiblich 182

Gesamt 234

Suchtproblematik  
in der JVA*

Sucht Geschlecht Anzahl

Alkohol

männlich 27

weiblich 5

Gesamt 32

Medikamente

männlich 3

weiblich 1

Gesamt 4

Drogen

männlich 45

weiblich 7

Gesamt 52

Glücksspiel

männlich 5

weiblich 1

Gesamt 6

Verbleib nach Entlassung  
aus der JVA**

Art der Unterkunft Anzahl

Eigene Wohnung 1

Notunterkunft 1

Therapeutische Einrichtung 1

Übergangswohneinrichtung 17

Eltern / Familie / Partner 3

Bekannte 2

Beratungsgespräche  
in der Sozialberatungsstelle

Geschlecht Anzahl

männlich 78

weiblich 7

Gesamt 85

KlientInnen  
in der Sozialberatungsstelle 

Geschlecht Anzahl

männlich 28

weiblich 5

Gesamt 33

Art der Hilfestellung  
in der Sozialberatungsstelle*

Art der Hilfestellung Anzahl

Klärung sozialrechtlicher 
Ansprüche 18

psychosoziale Hilfen 10

Schuldenregulierung 8

Unterkunft 22

Arbeit 13

Krisenintervention 6
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Torger Bünemann
Familien- und Sozial
therapeut

FAMILIENORIENTIERTER VOLLZUG, 
VÄTER-TRAINING, CASE-MANAGEMENT

Familienfreundlicher Vollzug ist zurzeit 
ein Thema, das dem Ministerium für Jus- 
tiz, Europa, Verbraucherschutz und Gleich-
stellung besonders am Herzen liegt. Auch 
die JVA Lübeck und der Rechtsfürsorge 
e.V. teilen diese Auffassung. Bereits 2011 
hat der UN-Kinderrechtsausschuss alle 
Vertragsstaaten darauf hingewiesen, die 
Kinder von inhaftierten Menschen mehr  
in den Blick zu nehmen. Der Ausschuss 
regt einen grundlegenden Sinneswandel 
an und empfiehlt verbesserte Besuchs
regelungen zu schaffen sowie Rahmen-
bedingungen für Besuche, die an den Be-
dürfnissen der betroffenen Kinder orien
tiert sind. Er regte darüber hinaus an, 
Haftalternativen für die Eltern zu prüfen 
und zu entwickeln, wenn Kinder von de-
ren Inhaftierung betroffen sind. Dabei sei 
der Vorrang des Kindeswohls auch bei 
der Strafzumessung für das verurteilte 
Elternteil zu berücksichtigen. Der UN-Kin-
derrechtsausschuss empfiehlt außerdem, 
über Erleichterungen des Umgangs nach-
zudenken, von erweiterten Besuchsregeln 
über verbesserte Möglichkeiten des Tref-
fens (Rahmenbedingungen des Besuchs) 
bis hin zu erweiterten Möglichkeiten des 
Freigangs. Dieses Thema wurde im Be- 
richt über die „Entwicklung der Menschen

rechtssituation in Deutschland Juli 2016 
bis Juni 2017“ wieder aufgenommen.

Weitere Gründe für einen familienfreund-
lichen Vollzug:

  �Der Kontakt von Kindern zu ihren Eltern 
ist ein elementares Grundrecht des Kin-
des. Dieses Recht macht nicht vor den 
Mauern von Justizvollzugsanstalten halt

  �Darüber hinaus haben diverse Studien 
ergeben, dass eine gute Familien
bindung eine Resozialisierung positiv 
befördert. Wenn immer möglich sollten 
daher während der Haftzeit Familien-
bindung erhalten und gestärkt werden

  �Und nicht zuletzt steht die Familie in 
unserer Gesellschaft unter der beson-
deren Fürsorge und Schutz des Staates 
(Grundgesetz §6)

Robert Hessel 
Erzieher
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FAMILIENORIENTIERTER VOLLZUG, 
VÄTER-TRAINING, CASE-MANAGEMENT

In der Praxis gibt es in Deutschland immer 
noch die Tradition, bei diesem Thema re
flexhaft an Mütter und Kinder zu denken. 
In Bezug auf Väter setzt hier erst ein lang-
sames Umdenken ein. 

In der JVA sind ca. 40 % bis 60 % der 
inhaftierten Männer Väter. Nur ein Bruch-
teil hat – aus den verschiedensten Grün-
den – Kontakt zu den eigenen Kindern. 
Und noch viel mehr Kinder sind mittelbar 
betroffen, wenn der inhaftierte Vater aus 
einem Patchwork-Familiensystem stammt.

Männer, insbesondere inhaftierte Männer, 
die sich in der Erziehung von Kindern en-
gagieren wollen, sind oft mehrfach dis-
kriminiert. Zum einen wird ihnen von Ins
titutionen, Gerichten, staatlichen Stellen 
die Kompetenz in Erziehungsfragen ab-
gesprochen. Eine zweite Form von Diskri-
minierung geschieht durch Männer selbst. 
In vielen Männergruppen werden Männer, 
die sich für Familie interessieren und ak-
tive Väter sein wollen, ausgegrenzt, ge-
mobbt oder ignoriert. Insbesondere dann, 
wenn ein dominantes Männerbild tonan-
gebend ist. Diese Haltung kommt eher 
aus einer inneren Unsicherheit und nicht 
aus Stärke und bildet die vielfältigen Män-

nerbilder der Gegenwart nicht ab. Zuletzt  
sind es die an Erziehungsarbeit interessier
ten Väter selbst, die sich die Kompetenz 
absprechen, Zweifel an ihrem Selbstbild 
haben und unsicher sind. Hier setzt das 
Angebot der Resohilfe an. Auch 2017 bot 
die Resohilfe ein Väter-Training in der JVA 
an. Das Väter-Training wird von zwei Män-
nern geleitet. Inhalt der Arbeit ist: 

  �Biographiearbeit: Mit was für Väter
bildern bin ich aufgewachsen?

  �Haft und Vater sein – Umgang mit der 
Situation

  �Die kindliche Entwicklung von der Ge-
burt bis zum erwachsenen Menschen

  �Bindungserfahrungen
  �Themen aus Ehe und Partnerschaft
  �Spiele mit Kindern

Bei jedem Treffen werden Spiele, die für 
Kinder geeignet sind, ausprobiert und mit  
großer Freude gespielt. Es wird viel ge-
lacht, aber es gibt auch ganz traurige  
und ergreifende Momente, wenn die Vä-
ter von ihrer Sehnsucht nach den Kindern 
erzählen.

Das neue Strafvollzugsgesetz 
(LStVollzG SH) formuliert: 

§ 24 Familienunterstützende Angebote
(1)	�Familienunterstützende Angebote 

bieten den Gefangenen Hilfe bei 
der Bewältigung ihrer familiären 
Situation, zur Aufrechterhaltung und 
Pflege ihrer familiären Beziehungen 
sowie Unterstützung in der Wahrneh-
mung ihrer elterlichen Verantwor-
tung an, unter anderem im Rahmen 
von Familien- und Paarberatung 
sowie von Väter- oder Müttertraining. 
Kinder und Partner der Gefangenen 
können in die Gestaltung einbezogen 
werden. In geeigneten Fällen nimmt 
die Anstalt Kontakt zu den zuständi-
gen Sozialleistungsträgern auf.

(2)	�Im Einvernehmen mit dem Jugend-
amt fördert die Einrichtung den Er-
halt und die Pflege der Beziehung der 
Gefangenen zu ihren minderjährigen 
Kindern, insbesondere wenn sich die 
Kinder in einer Fremdunterbringung 
befinden.

(3) �Für Besuche und Kontakte im Rah-
men dieser Angebote sind geeignete 
Räumlichkeiten vorzuhalten.



48
FAMILIENORIENTIERTER VOLLZUG, 
VÄTER-TRAINING, CASE-MANAGEMENT

Das Väter-Training wurde ab 2017 er-
gänzt durch familienorientierte Einzelfall
beratung, das sogenannte Case-Manage
ment in der JVA. Dieses Angebot ist auch 
für inhaftierte Mütter zugänglich. Zusätz-
lich wird den nicht inhaftierten Angehöri-
gen konkrete Hilfe angeboten, z. B. bei der 
Organisation von Besuchen in der JVA. Die 
Beratungen sind angelaufen und werden 
von den Gefangenen gut angenommen.

Die Resohilfe ist mit dieser Arbeit dem ge-
samten Familiensystem verpflichtet. Dazu 
vernetzen wir uns mit anderen familien
orientierten Institutionen, wie z. B. Jugend-
amt oder Kinderschutzbund. Der „Runde 
Tisch familienorientierter Vollzug“, den die 
Resohilfe 2016 initiiert hat, ist mittlerweile 
etabliert und hat sich im Herbst 2017 
bereits zum 3. Mal getroffen.

AUSBLICK
Der Tätigkeitsbereich familienorientierter 
Strafvollzug ist ein sehr junger, der sich im  
Auf- und Ausbau befindet. Von großer 
Bedeutung für die von Strafe betroffenen 
Eltern, ihre Kinder, die Personensorgebe-
rechtigten außerhalb der Haft und alle 
beteiligten Fachleute und Institutionen 
ist daher die Netzwerkarbeit, um dauer-

haft feste Hilfestrukturen aufzubauen und 
für das Thema familienorientierter Voll-
zug zu sensibilisieren. Die verschiedenen 
Maßnahmen zum familienorientierten Voll

zug werden daher 2018 von der Resohilfe 
in den Jugendämtern Schleswig-Holsteins 
vorgestellt.

ehemalige Pforte der JVA Lübeck
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RUSSISCH-, POLNISCH- UND ARABISCHSPRACHIGE  
BERATUNG IN DER JVA LÜBECK 

Nabil Khemissa
arabischsprachiger  
Integrationsberater

Barbara Glowe
Dolmetscherin

Das von der Justizvollzugsanstalt Lübeck  
finanzierte Angebot einer Beratung für rus-
sischsprachige Untersuchungs- und Straf- 
gefangene gibt es bereits seit 2004, für 
polnischsprachige Inhaftierte seit 2006. 

Zum Oktober 2017 wurde das Angebot 
um die arabische Sprache ausgeweitet. 
Wir begrüßen hiermit herzlich unseren 
neuen Mitarbeiter Herrn Nabil Khemissa 
als Dolmetscher für die arabische Sprache. 
Nach kurzer, intensiver Einarbeitungszeit 
hat Herr Khemissa bereits zum Ende des 
Jahres 2017 viele eigene KlientInnen in sei
ner Beratung aufnehmen können.

Für die russische Sprache ist weiter Irina 
Geronime zuständig, die dieses Angebot 
2004 maßgeblich mit aufgebaut hat. Irina  
Geronime ist in Russland zur Lehrerin aus-
gebildet worden und war als solche auch 
dort tätig. Nach ihrer Übersiedlung nach 
Deutschland hat sie sich zur Erzieherin 
umschulen lassen und arbeitete als Fami-
lienhelferin. 

Für den Bereich der polnischsprachigen 
Beratung ist Barbara Glowe zuständig. Sie 
stammt aus Warschau, hat ein Studium 
der Betriebswirtschaft abgeschlossen und 
ist seit 1988 in Lübeck wohnhaft. Hier ist 
sie als selbstständige Dolmetscherin und 
Übersetzerin tätig. 

Die Unterstützung der BeraterInnen wird 
sowohl von den Inhaftierten selbst, als 

auch von deren Angehörigen sowie den 
MitarbeiterInnen der JVA in Anspruch ge
nommen. Mindestens einmal in der Woche  
haben die BeraterInnen feste Sprechzeiten 
in der JVA, stehen jedoch auch darüber 
hinaus zur Verfügung. Die BeraterInnen 
haben ein Fach in der JVA, in das die Ge-
fangenen einen Antrag auf ein Gespräch 
hinterlegen lassen können. 

Die BeraterInnen sind für die Untersuch
ungs- und Strafgefangenen oft die einzig 
erreichbaren AnsprechpartnerInnen, mit 
denen sie sich in ihrer Heimatsprache 
unterhalten können. Verwandte und Be-
kannte leben in der Regel weit entfernt 
im Ausland und können gar nicht oder 
nur sehr selten zu einem Besuch nach Lü-
beck kommen. Da kann es schon wichtig 
sein, nur einmal mit jemandem sprechen 
zu können, der einen auch versteht. Häu-
fig können die Inhaftierten aufgrund ih-
rer sprachlichen Probleme nach ihrer Ver
haftung nicht einmal Kontakt zu ihren 
Angehörigen herstellen. Hier können die 
BeraterInnen im engen Zusammenwirken  
mit der JVA vermittelnd tätig werden, 
können die Angehörigen über die Tat
sache der Verhaftung informieren und 
ihnen erforderlichenfalls bei den Forma

Irina Geronime
Pädagogische Mitarbeiterin
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litäten für einen Besuch oder für die Über-
weisung von Geld für Einkäufe in der JVA 
behilflich sein. Auch kann nach Abspra-
che mit der JVA die Möglichkeit eines 
telefonischen Kontakts abgeklärt werden. 
Mehrfach konnte bei Inhaftierten, die eine 
Ersatzfreiheitsstrafe verbüßen, durch Kon-
taktaufnahme mit Angehörigen oder Ar-
beitgebern erreicht werden, dass diese die 
ausstehenden Geldstrafen einzahlen und 
damit eine sofortige Entlassung der Inhaf-
tierten ermöglicht werden. 

Vordergründig sind es Probleme im Voll-
zug (u. a. auch bei der Erstellung von Voll-
zugsplänen und in Disziplinarverfahren), 
bei denen die BeraterInnen sprachlich ver
mittelnd tätig werden, denn oft entstehen 
derartige Probleme dadurch, dass man 
sich nicht versteht und sich dem anderen 
auch nicht mitteilen kann. Häufig sind es 
aber auch durch die Inhaftierung entstan-
dene ganz persönliche Probleme, über die 
Inhaftierte reden möchten. Da ist es dann 
wichtig, dass jemand da ist, der einfach 
nur zuhört. Oft erstreckt sich die Beratung 
auch auf das Herstellen von Kontakten zu 
anderen Institutionen, wenn die Möglich-
keiten in der JVA für eine Problemlösung 
nicht ausreichen und das Gespräch mit 

MitarbeiterInnen der Schuldner- und So-
zialberatung, der Suchtberatung, einem 
Geistlichen oder mit MitarbeiterInnen ei-
ner zuständigen Behörde erforderlich ist. 
Vermehrt ist es in letzter Zeit erforderlich, 
polnisch- und russischsprachige Inhaftierte 
bei Arztbesuchen innerhalb und außerhalb 
der JVA (z. B. bei Fachärzten oder in Klini
ken) zu begleiten und auf Anforderung 
der Ärzte medizinische Gutachten bzw. 
Arztberichte aus dem Ausland zu beschaf-
fen. Auch ist es immer wieder erforder-
lich, den Gefangenen Behördenschreiben, 
die sie in deutscher Sprache erreichen, zu 
übersetzen und zu erklären bzw. ihnen 
bei der Abfassung von Schreiben an deut-
sche Behörden behilflich zu sein. Auch die 
Übersetzung von Anordnungen der JVA 
bzw. von Hausordnungen, Merkblättern 
und ähnlichem gehört zu den Aufgaben 
der BeraterInnen. 

Aufgabe der Beratung ist es also, Men-
schen in einer schwierigen Lebensphase 
zumindest das Gefühl zusätzlicher Un-
sicherheit durch Sprach- und Verständi-
gungsschwierigkeiten zu nehmen, sie in 
die Lage zu versetzen, sich im Vollzug-
salltag besser zurechtzufinden, sie über 
ihre Pflichten und Rechte zu informieren 

und sie bei der Wahrnehmung der ih- 
nen zustehenden Kontaktmöglichkeiten 
zu unterstützen. In diesem Jahr wurde er-
neut die Problematik bei den Gefangenen, 
die keinen Anspruch auf Sozialleistungen 
und deshalb auch nicht auf Taschengeld 
in der JVA haben, angesprochen und nach 
Lösungsmöglichkeiten gesucht. Nach Ge- 
sprächen mit der neuen Anstaltsleiterin  
Frau Nagel und den zuständigen Abtei
lungsleiterInnen wurde Kontakt mit der  
Stadtverwaltung und anderen Vollzugs
anstalten aufgenommen, um eine Lösung 
zu erarbeiten. Auch wenn es schon erste 
positive Ergebnisse gibt, ist eine endgül-
tige verbindliche Entscheidung insoweit 
noch nicht getroffen worden.

Im Folgenden soll die Arbeit der polnisch- 
und russischsprachigen Beratung im Jahre 
2017 aufgeschlüsselt nach Arbeitsinhal-
ten und Zahlen dargestellt werden. Die 
Ergebnisse der arabischsprachigen Bera-
tung wurden in diesem Jahr noch nicht 
statistisch erfasst. Insgesamt wurden Be-
ratungsgespräche mit 25 männlichen und 
einer weiblichen polnischsprachigen so-
wie mit 23 männlichen russischsprachigen 
Gefangenen durchgeführt.

RUSSISCH-, POLNISCH- UND ARABISCHSPRACHIGE  
BERATUNG IN DER JVA LÜBECK 
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Anzahl der 
Beratungsgespräche in der JVA

Art der Tätigkeit / 
Gesprächsinhalt

ru
ss

isc
h

po
ln

isc
h

Beratungsinhalte

Vo
llz

ug
sb

er
ei

ch

Hausordnung / Telefon / Besuch / Pakete / Post / Einkauf 40 34

Bildung / Arbeit 24 33

Sport / Freizeit / Bücherei 20 10

Taschengeld 12 7

Entlassung / Verlegung / Abschiebung / Vollzugspläne 29 29

Telefonate mit Anwälten / Angehörigen 30 16
Pe

rs
ön

lic
he

r 
Be

re
ic

h

Familie / Besuch 15 21

Gesundheit 39 30

Sucht 9 23

Finanzielle Situation 20 18

Persönliches 25 4

Übersetzung und Fertigung von Schreiben 63 84

Dolmetschen bzw. Übersetzung  
im Hinblick auf an den Inhaftierten gerichtete Schreiben 15 32

Kontakt mit Behörden 23 34

Anzahl der 
Beratungsgespräche in der JVA

Art der Tätigkeit / 
Gesprächsinhalt

ru
ss
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h

po
ln
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h

Übersetzungstätigkeiten

Beratungsgespräche mit 
Gefangenen 128 148

bei Zugangsgesprächen 4 7

bei Gesprächen mit 
AbteilungsleiterInnen 19 25

bei Gesprächen mit
ArztInnen / SanitäterInnen 38 21

bei Gesprächen mit
PsychologInnen - 5

bei Gesprächen mit der
Suchtberatung 6 14

bei Gesprächen mit der 
Schuldnerberatung 1 1

bei anderen Gesprächen - 6

RUSSISCH-, POLNISCH- UND ARABISCHSPRACHIGE  
BERATUNG IN DER JVA LÜBECK 
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ANTI-GEWALT-TRAINING 
IN DER JVA LÜBECK – EIN SOZIALER 
TRAININGSKURS IN DER JVA
Im Jahr 2017 wurden drei AGT (Anti- 
Gewalt-Training) Kurse in der JVA begon-
nen, der dritte endet im Februar 2018. 
Durchgeführt wurden die Kurse wieder 
von Torger Bünemann von der Resohilfe 
und Volker Herold als Honorarkraft. Bei
de Trainer sind zertifizierte AGT-Trainer. 
Die Kurse finden zweistündig in wöchent
lichem Rhythmus an 18 Terminen in der 
JVA statt. 

Die Auswahl der bisher ausschließlich 
männlichen Teilnehmer erfolgt durch die 
Vollzugs- bzw. Abteilungsleitungen der 
JVA. Dabei werden verschiedene per
sönliche und vollzugliche Aspekte be-
rücksichtigt. Der AGT-Kurs ist ein sozialer 
Trainingskurs und kann eine entlassungs-
vorbereitende Maßnahme sein, die Teil-
nehmer können eine gerichtliche Auf
lage für eine solche Maßnahme erhalten  
haben oder sie werden von den Abtei-
lungs / Vollzugsleitungen vorgeschlagen. 
Der AGT-Kurs kann für die Teilnehmer  
ein Türöffner für weitere psychotherapeu-
tische Gruppenangebote der JVA sein.

Die Kurse werden mit neun Teilnehmern 
durchgeführt, wobei wir einen Platz für 
einen sog. „Assistenten“ aus dem vor-
hergehenden Kurs reservieren. Der „Assis
tent“ absolviert den Kurs also zweimal 
und hat verschiedene Funktionen. Einer-
seits hilft er den neuen Teilnehmern, die 
Berührungsängste mit dem Kursthema 
abzubauen, so dass die Gruppe schneller 
in eine produktive Phase einsteigt. Ande-
rerseits ist es für den Assistenten auch 
ein persönlicher Gewinn, sich zweimal in-
tensiv mit dem Thema auseinandersetzen  
zu können. Und nicht zuletzt ergänzt und 

Volker Herold
Dipl. Soz.päd. / Soz.arb.

Torger Bünemann
Familien- und Sozial
therapeut

erweitert er die Perspektive der Kursleitung. 
Unsere Themen im Anti-Gewalt-Training 
sind:

EMPATHIE
Die Teilnehmer setzen sich in einem fik-
tiven Opferbrief mit ihrer Tat und den 
Folgen für das Opfer auseinander. Dieser 
Brief wird von jedem Teilnehmer hand-
schriftlich geschrieben und dann in der 
Gruppe vorgelesen. Die Gruppe diskutiert 
den Brief und die Tat mit dem Täter. Da- 
bei wird besonders auf die Perspektive  
des Opfers geachtet. Tatrelativierung, Leu
gnungs- und Abwehrstrategien werden 
benannt. Ziel dieser Einheit ist ein empa-
thischer Perspektivenwechsel. 

MANN SEIN
Viele Männer haben eine eingeschränkte 
und verkümmerte Vorstellung von männ-
lichen Identitäten – nicht zuletzt, weil sie 
oft vaterlos aufgewachsen sind. Prägend 
sind dann oft eindimensionale, stereotype 
Rollenbilder, die Männlichkeit aggressiv 
und dominant definieren. Im Kurs wird ver
sucht, ein vielfältiges Männerbild zu ver
mitteln. Jeder Mann ist einmalig und ein-
zigartig männlich. Männlichkeiten gibt es 
nur im Plural. „Die“ Männlichkeit ist eine 



53

Fiktion. Lernziel für die Teilnehmer ist es ein 
differenziertes Männerbild zu entwickeln.

PSYCHOEDUKATION
In diesem Teil der Arbeit geht es darum, 
die Funktion und Ursachen und Folgen 
von Gewalt besser zu verstehen. Dabei 
wird nicht nur auf physische Gewalt Be-
zug genommen, sondern auch psychische, 
strukturelle und institutionelle Gewalt be-
trachtet. Das Konzept von gewaltfreiem 
Widerstand wird besprochen.  

METHODIK
Innerhalb des AGT-Kurses werden ver-
schiedene Methoden eingesetzt. Neben 
Gruppendiskussionen und Vorträgen gibt 
es Rollenspiele und Körperübungen. Im-
mer wieder werden Filme gezeigt und be-
sprochen. Nach erfolgreichem Abschluss 
des Kurses erhält jeder Teilnehmer ein 
Zertifikat. Erfolgskriterien sind aktive und 
regelmäßige Teilnahme am Kurs. Voraus-
setzung für die Erteilung des Zertifikats  
ist ebenfalls das Verfassen des Opfer-
briefes.

AKTUELLE THEMEN
Es hat sich bewährt zusätzlich aktuelle 
Themen zu besprechen und im Sinne des 

Kurses zu nutzen. Dazu zählten u.a. die 
Flüchtlingsdebatte, terroristischen Anschlä- 
ge, gewaltfreier Widerstand. Insbesondere 
die Debatte um Flüchtlinge war fruchtbar, 
da immer Teilnehmer mit Migrationshinter-
grund in den Kursen sind. 

FAZIT
Auch ohne wissenschaftliche Evaluation 
ist erkennbar, dass der Kurs bei den Teil-
nehmern Denkanstöße, Reflexion und 
Veränderung anregt. Teilnehmer berichten 
immer wieder, dass ihnen bewusst wird, 
dass sie in Auseinandersetzungen – auch 
in der JVA – eine Wahl haben. Entweder 
den alten Weg der Aggression zu gehen, 
oder sich für neue Formen der Konflikt
lösung zu entscheiden. 

AUSBLICK
2018 werden voraussichtlich wieder drei 
AGT-Kurse stattfinden.

ANTI -GEWALT-TRAINING IN DER JVA LÜBECK
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HINTERGRUND 
Der zentrale Gedanke des Jugendgerichts-
gesetzes ist die Erziehung. Dafür gibt es 
eine Vielzahl von Sanktionen – moderne,  
wie z. B. Betreuungsweisung, Täter-Opfer-
Ausgleich, Anti-Gewalt-Training und klas-
sische wie z. B. Sozialstunden, Geldauf
lage, Jugendarrest, Jugendstrafe. Dabei ist 
der Bedarf an unterstützenden Sanktionen 
hoch, das Angebot niedrig. In diese Lücke  
zielt die Leseweisung, die der Rechts-
fürsorge e.V. seit 2015 anbietet und aus 
Spenden und Eigenmitteln finanziert. Der 
Rechtsfürsorge e.V. arbeitet im Rahmen 
der Leseweisung sehr eng mit der Jugend-
gerichtshilfe Lübeck zusammen. 

Die Leseweisung ist eine erzieherische 
Maßnahme im Rahmen des Jugendstraf-
verfahrens. Durch eine Leseweisung sol-
len sich die Jugendlichen über ein geeig-
netes Buch, das eine Beziehung zur Tat 
und / oder zur familiären Situation hat, mit 
sich selbst, ihrer Straftat und Aspekten 
wie z. B. Schuld, Verantwortung oder Kon-
fliktsituationen auseinandersetzen. Gute 
Jugendbücher haben vielfach Themen 
als Gegenstand, die der Lebenswelt der 
Jugendlichen entsprechen und somit An-
knüpfungspunkte an eigene Lebenssitua-

tionen und zum eigenen Verhalten liefern. 
Zudem sind sie idealerweise in der Spra-
che der Jugendlichen geschrieben. Das 
Lesen und Bearbeiten der Literatur soll so-
mit einen Anreiz bieten, sich anhand der 
Literatur mit der eigenen Tat, den eige-
nen Problemen sowie den eigenen Erfah-
rungen und Einstellungen intensiver aus-
einanderzusetzen. Bücher, mit denen wir 
gute Erfahrungen gemacht haben, sind: 

  �Blackmann: Himmel und Hölle  
(Ausgrenzung, Diskriminierung) 

  �Teller: Nichts, was im Leben wichtig ist  
(Sinnsuche)

  �Giullou: Evil das Böse (Gewalt)
  �Meyer: Als wir träumten  

(Drogen, Gewalt)
  �Steinhöfel: Mitte der Welt (Sinnsuche)
  �Günter: Die Ameisensiedlung  

(Diskriminierung, Drogen) 
  �Doctorow: Little Brother  

(Demokratie, Faschismus)
  �Poznanski: Erebos  

(Gruppendruck, Computerspiele)

Das Projekt „Leseweisung“ wird von einem  
Mitarbeiter der Rechtsfürsorge e.V. Reso-
hilfe koordiniert und einer externen Mitar-
beiterin, Hannah Rau, durchgeführt. 

Torger Bünemann
Familien- und Sozial
therapeut

HannaH Rau
Wortwerkerin

„Der wahre Zweck  
eines Buches ist,  

den Geist hinterrücks  
zum eigenen Denken  

zu verleiten.“ 

(Marie von Ebner-Eschenbach)
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ABLAUF EINER LESEWEISUNG:

1. �Die Jugendgerichtshilfe (JGH) schlägt in 
einem Verfahren gegen einen jungen 
Menschen die Leseweisung als erziehe-
rische Maßnahme vor, das Gericht folgt 
dieser Empfehlung und spricht im Urteil 
die Leseweisung aus. Die Resohilfe wird 
von der JGH per Fax informiert. 

2. �Es kommt zu einem Erstgespräch zwi-
schen dem / der Jugendlichen und dem 
Mitarbeiter der Resohilfe. Das erste Ge-
spräch dient dem Kennenlernen und 
dem Finden eines passenden Buches.

3. �Bei mehreren Treffen wird nicht nur 
über das Buch gesprochen, sondern 
auch die Lebenswelt der Jugendlichen 
thematisiert. Es werden Fragen zum 
Buch besprochen und durch die Ge-
spräche der Transfer des Gelesenen in 
die Welt der Jugendlichen gefördert.

4. �Zum Ende wird gemeinsam das Thema 
einer Abschlussarbeit gefunden, die mit 
dem Buch und dem Jugendlichen zu 
tun hat. Mit der Vorstellung der Ab-
schlussarbeit und einem Abschlussge-
spräch ist die Leseweisung beendet. Die 
Abschlussarbeit ist eine künstlerische 
Auseinandersetzung mit dem Thema 
des Buches in schriftlicher Form, z. B. 
durch einen fiktiven Brief an eine Per-
son aus dem Buch oder auch eine an-
dere Form der kreativen Auseinander-
setzung.

5. �Die JGH wird über das Ende der Lese-
weisung informiert, die JGH informiert 
das Gericht über den erfolgreichen Ab-
schluss. Bei Schwierigkeiten während 
der Durchführung der Leseweisung,  
z. B. versäumten Terminen, wird die 
JGH informiert.

Im Berichtsjahr 2017 wurden 16 Jugend-
liche (zehn Jungen, sechs Mädchen) zu-
gewiesen und begleitet, es fanden 100 
Termine statt, 14 Leseweisungen sind ab-
geschlossen worden, zwei wurden durch 
die KlientInnen vorzeitig beendet.

Die Resohilfe hatte 2017 Gelegenheit, das 
Projekt „Leseweisung“ den Staatsanwält
Innen im Amtsgericht Lübeck vorzustel-
len und bedankt sich an dieser Stelle für  
eine gelungene und konstruktive Veran-
staltung, bei der dem Projekt und Enga
gement der Mitarbeitenden der Lesewei-
sung von den StaatsanwältInnen hohe 
Wertschätzung und Anerkennung entge-
gen gebracht wurde.  
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Schleswig-Holsteins Sicherungsverwahrte 
sind in einem besonderen Teil der JVA 
Fuhlsbüttel in Hamburg untergebracht.  
Grundlage dafür ist ein Staatsvertrag zwi-
schen Hamburg und Schleswig-Holstein 
vom 07.02.2013. Es handelte sich 2017 
um ca. zehn Männer.

Die Resohilfe hat 2017 ihre Arbeit in der 
Freien Straffälligenhilfe im Bereich: „Siche-
rungsverwahrte“ fortgesetzt. In der JVA 
Fuhlsbüttel gibt es ein Gruppenangebot 
für Sicherungsverwahrte Männer. Dies 
wird in Kooperation mit dem Hamburger 
Fürsorgeverein angeboten.

GRUPPENANGEBOT 
FÜR SICHERUNGSVERWAHRTE 
IN DER JVA FUHLSBÜTTEL
Sicherungsverwahrte aus Schleswig-Hol
stein wurden auch 2017 in der JVA Fuhls
büttel im Rahmen eines Gruppenangebo
tes durch die Resohilfe betreut. 

Es finden in 4-wöchigem Abstand Grup-
pensitzungen statt, die der Entlassungs-
vorbereitung dienen und die den Kontakt 
der SVer nach Schleswig-Holstein erhalten 
sollen. Es fand außerdem ein Sommer
grillen und eine Weihnachtsfeier statt. Ziel 

ist es, eine niedrigschwellige Anbindung 
der Männer an die Resohilfe zu erreichen 
und damit den Grundstein für eine erfolg-
reiche Betreuung nach Beendigung der 
Sicherungsverwahrung zu legen. 

ARBEIT MIT MÄNNERN, DIE AUS 
DER SICHERUNGSVERWAHRUNG 
ENTLASSEN SIND
2017 wurde ein ehemaliger Sicherungs-
verwahrter gemäß der vom Justizminis
terium herausgegebenen „Fachliche Min-
deststandards Forensische Ambulanzen 
Schleswig-Holstein“ von der Resohilfe so-
zialpädagogisch nach der Entlassung aus 
der Sicherungsverwahrung betreut.  

Die beteiligten Institutionen – das Ministe-
rium für Justiz, Europa, Verbraucherschutz 
und Gleichstellung, die Bewährungshilfe, 
die Führungsaufsichtsstelle, pro familia 
und die Resohilfe – konnten Herausfor-
derungen schnell, gemeinsam, kooperativ 
und zielgerichtet lösen. 

Die Betreuung des ehemaligen Sicherungs
verwahrten ist bis jetzt ein Beispiel für ge-
lungene Nachsorge und Integration.

Torger Bünemann
Familien- und Sozial
therapeut

ARBEIT 
MIT SICHERUNGSVERWAHRTEN
Seit 2015 arbeitet die Rechtsfürsorge e.V. 
mit (ehemals) Sicherungsverwahrten.

Sicherungsverwahrte (SV) haben ihre Haft-
zeit beendet, werden aber aufgrund einer 
forensischen Prognose weiter als gefähr-
lich für die Allgemeinheit eingestuft. Ihnen 
wird deshalb gerichtlich die Maßregel der 
Sicherungsverwahrung auferlegt. Siche-
rungsverwahrung ist eine Freiheitsentzie-
hende Maßnahme, aber keine Haftstrafe. 
Sie muss sich deshalb auch von einer Haft-
strafe deutlich unterscheiden. Außerdem 
muss die Sicherungsverwahrung regel
mäßig auf ihre Rechtmäßigkeit hin ge-
richtlich überprüft werden, denn sie greift 
drastisch in die Rechte eines Menschen 
ein und wägt individuelles Recht gegen 
das Schutzinteresse der Allgemeinheit ab. 
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Hiermit erkläre ich meinen Beitritt zum
Verein Rechtsfürsorge e.V. Lübeck – Resohilfe –

Mir ist bekannt, dass der Mindestvereinsbeitrag € 12,–, für Ehepaare € 18,– jährlich be-
trägt.

Bitte ankreuzen:

 �Mit meinem Antrag ermächtige ich Sie, den jährlichen Mindestbeitrag von meinem 
Konto abzubuchen. (gesondertes SEPA-Lastschriftmandat erforderlich)

 �Ich überweise den jährlichen Mindestbeitrag auf das Konto des Rechtsfürsorge e.V.
 
	 Sparkasse Lübeck
	 IBAN: DE06 2305 0101 0001 0131 76 | BIC: NOLADE21SPL

Ich erkläre und bestätige hiermit durch meine Unterschrift, dass ich – sofern ich Betreu-
ungsarbeit leiste – als Mitglied des Vereins Rechtsfürsorge e.V. Lübeck – Resohilfe – die 
Betreuung von Strafgefangenen und Entlassenen im Sinne der vom Verein darüber 
festgelegten Grundsätze ausüben werde. Ich versichere, dass ich über Informationen im 
Zusammenhang mit dieser Betreuungsarbeit Stillschweigen bewahren werde.

Insbesondere verpflichte ich mich, die innerhalb der Strafrechtspflege bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen zu beachten. Entsprechend der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung verpflichte ich mich, keine Propaganda für Gruppen zu machen, die als 
Gegner dieser Grundordnung bekannt sind.

An 
Rechtsfürsorge e.V. Lübeck
 – Resohilfe –
Kleine Kiesau 8
23552 Lübeck

Vorname

Nachname

Geburtsdatum

Beruf

Straße, Nr.

PLZ, Wohnort

Telefon

Unterschrift
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Vorname und Name (Kontoinhaber)

Straße und Hausnummer

Postleitzahl und Ort

IBAN:      DE — — | — — — — | — — — — | — — — — | — — — — | — —

	 BIC:  — — — — — — — — | — — — 
Kreditinstitut (Name)

Datum, Ort und Unterschrift

SEPA-LASTSCHRIFTMANDAT EINER 
WIEDERKEHRENDEN LASTSCHRIFT FÜR DEN MITGLIEDSBEITRAG

Zahlungsempfänger: 
Rechtsfürsorge e.V. Resohilfe 
Kleine Kiesau 8
23552 Lübeck

Gläubiger-Identifikationsnummer: 
DE81ZZZ00000339272

MANDATSREFERENZ:

SEPA-Lastschriftmandat
Ich ermächtige den Rechtsfürsorge e.V.,  
Zahlungen von meinem Konto mittels 
Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich 
mein Kreditinstitut an, die vom Rechts-
fürsorge e.V. auf mein Konto gezogenen 
Lastschriften einzulösen.

Hinweis: 
Ich kann innerhalb von acht Wochen, be-
ginnend mit dem Belastungsdatum, die 
Erstattung des belasteten Betrages ver
langen. Es gelten dabei die mit meinem 
Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.
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I. NAME, ZWECK

§ 1
Der Rechtsfürsorge e.V. Lübeck – Resohilfe 
– mit Sitz in Lübeck ist im Vereinsregister 
des Amtsgerichts Lübeck, Nr. 1164, ein-
getragen.

Er ist eine Tochtergesellschaft der Gesell-
schaft zur Beförderung gemeinnütziger 
Tätigkeit in Lübeck und Mitglied des Pari-
tätischen Wohlfahrtsverbandes.

Der Verein verfolgt ausschließlich und un-
mittelbar gemeinnützige Zwecke i.S. des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ 
der Abgabenordnung (AO).

Der Verein will dazu beitragen, straffäl-
lig gewordene Menschen wieder in die 
Gesellschaft einzugliedern. Er hat die Auf
gabe, diese Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger sowie auch straffällig gewordene Ju-
gendliche schon während einer Haftzeit 
zu betreuen und ihnen auch nach ihrer 
Entlassung beizustehen.

Der Verein nimmt Aufgaben im Rah-
men der sozialen Strafrechtspflege wahr, 
unterhält Übergangswohneinrichtungen 

für Haftentlassene und Beratungs- und 
Betreuungsangebote in der Straffälligen- 
und Opferhilfe. Er unterhält außerdem 
eine Schuldner- und Insolvenzberatungs-
stelle.

Neben der Betreuung und Unterstützung 
im Einzelfall will der Verein in enger Zu-
sammenarbeit mit den Strafvollzugsor-
ganen, Gerichten und anderen Behörden, 
der Bewährungs- und Gerichtshilfe und 
den freien Wohlfahrtsverbänden darauf 
hinwirken, dass der Vollzug von Strafen in 
sinnvoller, dem oben erwähnten Ziel ent-
sprechender Weise erfolgt. Er will durch 
seine Arbeit dazu beitragen, dass die Ge-
meinschaft aller Bürger / innen mehr Ver-
ständnis für eine Wiedereingliederung von 
Straffälligen aufbringt. 

§ 2
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt 
nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

§ 3
Mittel des Vereins dürfen nur für die sat-
zungsmäßigen Zwecke verwendet werden.  
Die Mitglieder erhalten keine Gewinn
anteile und in ihrer Eigenschaft als Mit

glieder auch keine sonstigen Zuwen-
dungen aus Mitteln des Vereins.

§ 4
Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck der Körperschaft fremd sind 
oder durch unverhältnismäßig hohe Ver-
gütungen begünstigt werden. Notwendi
ge Auslagen dürfen erstattet werden.
 

II. MITGLIEDSCHAFT

§ 5
Mitglieder können natürliche und juris
tische Personen, Vereinigungen und Fir-
men werden, die gewillt sind, die Bestre-
bungen des Vereins zu unterstützen.

Jedes Mitglied hat sich bei seiner Arbeit 
für Zwecke des Vereins jeder werbenden 
Betätigung in religiöser, weltanschaulicher 
oder parteipolitischer Beziehung zu ent-
halten.

Über den schriftlich zu stellenden Aufnah-
meantrag entscheidet der geschäftsfüh-
rende Vorstand. Hat er Bedenken, so ent-
scheidet der Vorstand.
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Die Mitglieder sind zur Zahlung von Jah-
resbeiträgen verpflichtet, deren Höhe und 
Fälligkeit durch die Hauptversammlung 
festgesetzt wird.

Eine Ermäßigung des Beitrages oder ein 
Erlaß kann im Einzelfall durch den ge-
schäftsführenden Vorstand erfolgen.

Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod,  
Austritt oder Ausschluß.

Der Austritt erfolgt durch schriftliche Er-
klärung gegenüber dem geschäftsführen-
den Vorstand.

Ein Mitglied kann ausgeschlossen wer-
den, wenn es gröblich gegen den Ver-
einszweck oder die ihm als Mitglied oblie-
genden Pflichten verstoßen hat. Über den 
Ausschluß entscheidet der Vorstand mit 
Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mit-
glieder, nachdem dem Mitglied Gelegen-
heit gegeben worden ist, sich schriftlich zu 
äußern und auch persönlich dem Vorstand 
seine Auffassung darzulegen.

Gegen den ihm schriftlich mit Begrün-
dung mitzuteilenden Beschluß kann das 
Mitglied binnen einer Frist von 2 Wochen 

beim Vorstand schriftlich Einspruch einle-
gen. Die Frist beginnt mit dem Tage des 
Zugangs des Vorstandsbeschlusses. Über 
den Einspruch entscheidet die nächste 
Mitgliederversammlung.

Mit der Beendigung der Mitgliedschaft 
verliert das Mitglied alle Rechte am Ver-
einsvermögen ohne Anspruch auf Aus
einandersetzung.

III. ORGANE

§ 6
Organe des Vereins sind die Mitglieder-
versammlung, der geschäftsführende Vor-
stand und der erweiterte Vorstand.

IV. MITGLIEDERVERSAMMLUNG

§ 7
Die Mitgliederversammlung ist das oberste 
Organ des Vereins.

Sie ist zuständig für Beschlüsse über
	 a) �Wahl und Entlastung des Vorstandes,

	 b) �Wahl von zwei Kassenprüfern  
für die Dauer von zwei Jahren, 

	 c) �Festsetzung des Jahresbeitrages, 

	 d) �Mitgliedschaft zu anderen  
Organisationen,

 
	 e) �Satzungsänderungen,

	 f) �Einsprüche über den Ausschluss von 
Mitgliedern, 

	 g) �Angelegenheiten, die sie ausdrück-
lich ihrer Entscheidung vorbehält, 

	 h) �Auflösung des Vereins.

Über die Mitgliederversammlung ist ein 
Protokoll zu fertigen. 

Der Protokollführer wird vom Vorsitzen-
den bestimmt.

§ 8
In den ersten vier Monaten des Geschäfts-
jahres findet die Jahreshauptversammlung 
statt. Sie ist vom Vorsitzenden, bei Ver-
hinderung durch ein anderes Vorstands-
mitglied unter Bekanntgabe der Tages
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ordnung mit einer Ladungsfrist von zehn 
Tagen einzuberufen und zu leiten. In ihr 
hat der Vorstand über die Vereinstätig-
keit im abgelaufenen Jahr zu berichten 
und die Jahresabrechnung vorzutragen. 
Die Kassenprüfer haben über das Ergebnis 
ihrer Prüfung zu berichten.

Es sind sodann die Beschlüsse gemäß § 7 
Abs. 2 Ziffer a, c sowie etwaige weitere 
Beschlüsse gemäß § 7 herbeizuführen.

§ 9
Eine außerordentliche Mitgliederversamm-
lung ist vom Vorsitzenden, bei Verhin
derung durch ein anderes Vorstandsmit-
glied, einzuberufen, wenn mindestens ein 
Viertel aller Mitglieder dies unter Angabe 
des Grundes verlangt oder der Vorstand 
es beschließt. 

Für die Ladungsfrist und Tagesordnung 
gilt § 8 Satz 2.

§ 10
Die Mitgliederversammlung entscheidet 
grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der 
erschienenen und bei der Abstimmung an
wesenden Mitglieder. Bei Stimmengleich
heit gilt ein Antrag als abgelehnt. Sind 

zum gleichen Tagesordnungspunkt meh-
rere Anträge gestellt worden, so ist über 
den weitergehenden zuerst abzustimmen.

Beschlüsse über Satzungsänderungen, 
über die Mitgliedschaft in anderen Orga-
nisationen, über Einsprüche gegen den 
Ausschluss von Mitgliedern und über die 
Auflösung des Vereins können nur gefaßt 
werden, wenn sie bei der Einberufung  
der Versammlung angekündigt waren. Sie 
bedürfen der Zweidrittelmehrheit.

Beschlüsse über andere nicht ordnungsge-
mäß angekündigte Anträge dürfen nicht 
gefaßt werden, wenn ein Zehntel der an-
wesenden Mitglieder widerspricht.

In den Versammlungen wird grundsätzlich 
offen abgestimmt. In Personalfragen ist 
auf Antrag auch nur eines Mitgliedes mit 
Stimmzetteln abzustimmen.

Stimmenthaltungen und ungültige Stim-
men bleiben außer Betracht.

V. VORSTAND

§ 11
Der Vorstand besteht aus der oder dem  
1. Vorsitzenden, der oder dem 2. Vorsit-
zenden, der oder dem Schatzmeister (in) 
und bis zu 5 Beisitzerinnen oder Beisitzern. 

Die Geschäfte des Vereins führt der ge-
schäftsführende Vorstand, der aus der oder 
dem 1. und 2. Vorsitzenden sowie der oder 
dem Schatzmeister (in) besteht. Er vertritt 
den Verein gerichtlich und außergerichtlich 
und gilt als Vereinsvorstand im Sinne des  
§ 26 BGB.

Der Vorstand ist berechtigt, zur Führung 
der laufenden Verwaltung eine / n Ge-
schäftsführer / in als besondere / n Vertre-
ter / in gemäß § 30 BGB zu bestellen.

Zur Wirksamkeit von Erklärungen genügen 
die Willenserklärungen von 2 Mitgliedern 
des geschäftsführenden Vorstandes, von 
denen eine die der bzw. des 1. Vorsitzen-
den sein muß. Im Verhinderungsfall tritt  
die bzw. der 2. Vorsitzende an diese Stelle.

Der geschäftsführende Vorstand berät 
sich mit den Beisitzer / innen nach Bedarf. 
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Die Vorstandsmitglieder werden auf die  
Dauer von 2 Jahren gewählt. Bis zur 
Wieder- oder Neuwahl bleibt der Vor
stand im Amt.

VI. GESCHÄFTSJAHR, AUFLÖSUNG

§ 12
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
Über die Auflösung des Vereins entschei-
det die Mitgliederversammlung mit Zwei-
drittelmehrheit der Anwesenden. Bei Auf-
lösung des Vereins oder bei Wegfall steu-
erbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen 
des Vereins an die Gesellschaft zur Beför-
derung gemeinnütziger Tätigkeit Lübeck 
zu, die es unmittelbar und ausschließlich 
für gemeinnützige Zwecke im Sinne der 
Vorschriften der Abgabenordnung zu ver-
wenden hat.

Lübeck, den 19.05.2015

Hans-Jürgen Wolter (1. Vorsitzender)
Birgit Reichel (2. Vorsitzende)
Hiltrud Meyer (Schatzmeisterin)



www.resohilfe-luebeck.de




